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SATZUNG 
 
 
1.00 NAME, SITZ, RECHTSFORM, ZWECK 
 
1.10 Die Kasse führt den Namen „Pensionskasse Rundfunk“ – Versicherungsverein 

auf Gegenseitigkeit. 
 
1.20 Der Sitz der Kasse ist Frankfurt (Main). 
 
1.30 Die Kasse ist ein kleinerer Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit im Sinne 

des § 53 des Versicherungsaufsichtsgesetzes. Die Kasse ist reguliert nach  
§ 118b Abs. 3 des Versicherungsaufsichtsgesetzes. 

 
1.40 Die Kasse ist eine Versorgungseinrichtung der freien Mitarbeiter1 der deut-

schen Rundfunkanstalten und hat den Zweck, Versorgungsleistungen im Wege 
der Versicherung nach Maßgabe dieser Satzung und der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen (AVB) zu gewähren. 

 
1.41 Freie Mitarbeiter sind Personen, die gegen Honorar bei Anstaltsmitgliedern 

tätig werden und nicht Arbeitnehmer im Sinne der für die Rundfunkanstalten 
geltenden Manteltarifverträge oder Beamte sind. 

 
1.42 Arbeitnehmer, die wegen befristeter Verträge oder wegen eines Teilzeitar-

beitsverhältnisses von der betrieblichen Altersversorgung einer Rundfunkan-
stalt ausgenommen sind, können von der Kasse ebenso wie freie Mitarbeiter 
behandelt werden, wenn und solange sie keinen tarifrechtlichen Anspruch auf 
Leistung eines Abgeltungsbetrages bei ihrem Ausscheiden aus diesem Ar-
beitsverhältnis haben, oder wenn sie auf einen solchen in Höhe des anfallen-
den Anstaltsbeitrags zulässigerweise verzichten. 

 
  

                                                 
1 „Mit Begriffen wie „Mitarbeiter“, „Arbeitnehmer“, „Vertreter“ oder „Stellvertreter“ u.ä. sind immer weibliche und männliche 

Personen gemeint.“ 
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2.00 MITGLIEDSCHAFT 
 
2.10 Anstaltsmitgliedschaft 
 
2.11 Anstaltsmitglieder sind  
 
 a)  die folgenden Rundfunkanstalten: 
 
  Bayerischer Rundfunk, 
  DeutschlandRadio, 
  Deutsche Welle, 
  Hessischer Rundfunk, 
  Mitteldeutscher Rundfunk, 
  Norddeutscher Rundfunk, 
  Radio Bremen, 
  Rundfunk Berlin-Brandenburg, 
  Saarländischer Rundfunk, 
  Südwestrundfunk, 
  Westdeutscher Rundfunk, 
  Zweites Deutsches Fernsehen, 
 
 b) Degeto Film GmbH. 
 
2.12 Anstaltsmitglieder können auch  
 
 a) Tochtergesellschaften der Mitglieder nach Ziffer 2.11,  
 
 b) andere deutsche Sendeunternehmen und deren Tochtergesellschaften, 
 
 c) und Unternehmen, die für den Rundfunk tätig sind, werden. 
 
 Der Beitritt ist schriftlich zu beantragen. Für die Aufnahme gilt Ziffer 2.22 Satz 

1 und 2. 
 
2.13 Die Kündigung der Anstaltsmitgliedschaft kann unter Einhaltung einer drei-

jährigen Kündigungsfrist zum Ende des Kalenderjahres durch eingeschriebe-
nen Brief an den Vorstand erklärt werden. 

 
2.14 Für den Ausschluss eines Anstaltsmitgliedes gilt Ziffer 2.23 d) entsprechend. 
 
2.15  Die Anstaltsmitgliedschaft endet auch mit der Beendigung der rechtlichen 

Existenz eines Anstaltsmitglieds. Sie kann ferner auf Beschluss des Vorstands 
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beendet werden, sofern das Anstaltsmitglied seit mehr als 5 vollen Jahren 
keine Beiträge mehr an die Kasse abgeführt hat und keine Sachverhalte für 
die Wiederaufnahme der Beitragsabführung sprechen. 

 
2.20 Ordentliche Mitgliedschaft 
 
2.21 Ordentliche Mitglieder der Kasse können auf Antrag diejenigen werden, die 

die Voraussetzungen der Ziffern 1.41 und 1.42 erfüllen und die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben. 

 
2.22 Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand nach Einholung der Stellung-

nahme des Aufnahmeausschusses. Der Vorstand ist an die Stellungnahme des 
Aufnahmeausschusses nicht gebunden. Nach der Aufnahme erhält das Mit-
glied einen Mitgliedsausweis und ein Exemplar dieser Satzung sowie der AVB. 
Das Mitgliedsverhältnis beginnt mit dem im Mitgliedsausweis angegebenen 
Tag. 

 
 Würde die Ablehnung eines Antrages auf Mitgliedschaft wegen Nichterfüllung 

einer Voraussetzung nach Ziffer 2.21 angesichts aller, insbesondere unver-
schuldeter Umstände als unbillige Härte erscheinen, so kann die Aufnahme 
ohne Rechtsanspruch gleichwohl erfolgen. 

 
2.23 Die ordentliche Mitgliedschaft endet: 
 
 a) mit Beendigung der Tätigkeit als freier Mitarbeiter bei den Anstalts- 

 mitgliedern oder zum Ende des Kalenderjahres, in dem der freie  
 Mitarbeiter bei Anstaltsmitgliedern weniger als Euro 3.500,-- verdient 
 hat, es sei denn, dass der Mindestbeitrag gemäß Ziffer 1.12 der All-
 gemeinen Versicherungsbedingungen gezahlt wird, 

 
 b) mit Eintritt des Versorgungsfalles, 
 
 c) mit schriftlicher Kündigung des Mitglieds zum übernächsten Monats-

 ersten, 
 
 d) mit dem Ausschluss durch den Vorstand der Kasse, der erfolgen kann,  

 wenn das Mitglied die Kasse vorsätzlich geschädigt oder zu schädigen  
 versucht hat, 

 
 e) bei Eingehung eines durch Manteltarifvertrag geregelten unbefristeten 

 Vollzeitarbeitsverhältnisses mit einer Rundfunkanstalt oder bei Über-
 nahme in ein Beamtenverhältnis. Ist für das Arbeitsverhältnis eine 



 Seite 5 | 33 

 

 Probezeit vereinbart, so endet die ordentliche Mitgliedschaft erst mit 
 dem Zeitpunkt der Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nach Ablauf 
 der Probezeit. Bis zur Beendigung der Probezeit ruht die ordentliche 
 Mitgliedschaft. 

 
 Das ordentliche Mitglied und die Rundfunkanstalt haben die Pensionskasse 

sofort zu unterrichten, wenn eine Übernahme in das Arbeitsverhältnis mit 
oder ohne Probezeit erfolgt, und wenn es nach einer Probezeit fortgesetzt 
oder beendet wird. Die gleiche Verpflichtung obliegt dem ordentlichen Mit-
glied, wenn es seine Tätigkeit als freier Mitarbeiter beendet oder in ein Beam-
tenverhältnis übernommen wird. 

 
 Der Vorstand kann in begründeten Fällen abweichend von den Bestimmungen 

der Buchstaben a) bis e) die Fortführung der ordentlichen Mitgliedschaft ge-
nehmigen. 

 
2.24 Bei Beendigung der ordentlichen Mitgliedschaft gemäß Ziffer 2.23 a) oder e) 

hat die Kasse den freien Mitarbeiter von der Möglichkeit der Fortsetzung der 
Mitgliedschaft als außerordentliches Mitglied gemäß Ziffer 2.31 schriftlich zu 
benachrichtigen. 
  



 Seite 6 | 33 

 

2.30 Außerordentliche Mitgliedschaft 
 
2.31 Bei ordentlichen Mitgliedern, deren Mitgliedschaft gemäß Ziffer 2.23 a), c) 

oder e) endet, setzt sich die Mitgliedschaft ohne Antragstellung als außeror-
dentliche Mitgliedschaft fort, wenn die gesetzlichen Unverfallbarkeits-
voraussetzungen für die auf Beiträgen der Anstaltsmitglieder beruhenden 
Versorgungsanwartschaften zum Zeitpunkt des Endes der ordentlichen Mit-
gliedschaft erfüllt sind.  

 
 Ordentliche Mitglieder, bei denen die Mitgliedschaft gemäß Ziffer 2.23 a) oder 

e) endet, können unabhängig vom Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 
die Mitgliedschaft als außerordentliche Mitglieder fortsetzen, wenn eine or-
dentliche Mitgliedschaft von mindestens einem Jahr bestanden hat. Der An-
trag auf Fortsetzung der Mitgliedschaft als außerordentliche Mitgliedschaft 
muss innerhalb zwölf Monaten nach dem Ende des Kalenderjahres, in dem die 
ordentliche Mitgliedschaft gemäß Ziffer 2.23 a) oder e) beendet worden ist, 
schriftlich beim Vorstand der Kasse gestellt werden. Das Recht zur Antrag-
stellung ist ausgeschlossen, wenn das Mitglied bereits einen Antrag auf Rück-
gewähr der von ihm im Rahmen der jeweiligen Versicherung getragenen Bei-
träge gestellt hat. 

 
2.32 Die Fortsetzung als außerordentliche Mitgliedschaft kann außerdem auf Ver-

anlassung der Kasse erfolgen, vorausgesetzt, der Mindestbeitrag gemäß Ziffer 
1.12 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen wurde seit mindestens zwei 
Kalenderjahren nicht gezahlt, obwohl das Mitglied schriftlich zur Zahlung auf-
gefordert wurde und diese Verpflichtung trotz Anmahnung nicht binnen einer 
gesetzten Frist von vier Wochen erfüllt hat. 
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2.33 Eine außerordentliche Mitgliedschaft wird außerdem für die ausgleichsbe-
rechtigten Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartner (ausgleichsberech-
tigte Personen) von persönlichen Mitgliedern oder ehemaligen persönlichen 
Mitgliedern begründet, sofern das Familiengericht zu deren Gunsten anläss-
lich der Durchführung des Versorgungsausgleichs in Ansehung des gegen-
über der Kasse bestehenden Anrechts auf Kassenleistungen durch rechts-
kräftige Entscheidung eine interne Teilung gemäß den §§ 10 ff. des 
VersAusglG vornimmt; einer Antragstellung seitens der ausgleichsberechtig-
ten Person bedarf es insoweit nicht. Das Mitgliedsverhältnis beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in dem die Entscheidung des Familiengerichts über den Versor-
gungsausgleich rechtskräftig wird. Eine solche außerordentliche Mitglied-
schaft besteht dann unabhängig von einer etwaigen bereits bestehenden oder 
späteren weiteren Mitgliedschaft der ausgleichsberechtigten Person. Nach 
der Aufnahme erhält das außerordentliche Mitglied einen Mitgliedsausweis 
und ein Exemplar dieser Satzung sowie der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen. 

 
 Sofern Regelungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen in Abhängig-

keit vom Zeitpunkt des Beginns der ordentlichen Mitgliedschaft unterschiedli-
che Rechtsfolgen vorsehen, ist im Rahmen dieser Regelungen in Bezug auf die 
ausgleichsberechtigte Person – abweichend von Satz 2 – auf den Beginn der 
ordentlichen Mitgliedschaft des ausgleichsverpflichteten Mitglieds bzw. ehe-
maligen Mitglieds abzustellen; dies gilt nicht, sofern die Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen Sonderregelungen für die ausgleichsberechtigten Per-
sonen vorsehen. 

 
 Die Möglichkeiten zur Beitragsfortführung im Rahmen dieser Mitgliedschaft 

ergeben sich ausschließlich aus den hierzu in den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für den Lebenspartnertarif enthaltenen Bestimmungen. 

 
2.34 Für die Beendigung der außerordentlichen Mitgliedschaft gelten die Bestim-

mungen der Ziffern 2.23 b) und d) entsprechend. Die außerordentliche Mit-
gliedschaft endet darüber hinaus mit der Übertragung von Deckungsmitteln 
auf eine andere Versorgungseinrichtung gemäß den jeweils maßgeblichen Be-
stimmungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen. Außerordentliche 
Mitglieder, deren außerordentliche Mitgliedschaft gemäß Ziffer 2.31 Satz 2 
bzw. Ziffer 2.32 begründet wurde, können diese Mitgliedschaft auch entspre-
chend Ziffer 2.23 c) beenden, wenn zum Ablauf der Kündigungsfrist die ge-
setzlichen Unverfallbarkeitsvoraussetzungen für die auf Beiträgen der An-
staltsmitglieder beruhenden Versorgungsanwartschaften noch nicht erfüllt 
sind. 
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2.35 Auf schriftliche Erklärung des außerordentlichen Mitglieds erfolgt die Um-
wandlung der außerordentlichen Mitgliedschaft in eine ordentliche Mitglied-
schaft, sofern die Voraussetzungen für den Erwerb einer ordentlichen Mit-
gliedschaft erfüllt sind oder das Mitglied glaubhaft darlegt, diese 
Voraussetzungen in naher Zukunft wieder erfüllen zu können. 

 
2.40 Aufnahmeausschuss 
 
2.41 Der Aufnahmeausschuss besteht aus vier Mitgliedern, die von der Mitglieder-

vertretung bestellt werden. In paritätischer Besetzung müssen zwei Mitglieder 
Vertreter der Anstaltsmitglieder und zwei Mitglieder Vertreter der ordentli-
chen Mitglieder sein. Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu bestellen. Der 
Aufnahmeausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 
2.42 Der Aufnahmeausschuss prüft den Aufnahmeantrag des freien Mitarbeiters 

und gibt eine Stellungnahme dazu ab. Der Vorstand der Kasse hat dem Auf-
nahmeausschuss den Aufnahmeantrag und alle notwendigen Unterlagen vor-
zulegen. Der Aufnahmeausschuss kann im Einvernehmen mit dem Vorstand 
Richtlinien für die Aufnahme aufstellen. In den Fällen der Aufnahme von aus-
gleichsberechtigten Personen gemäß Ziffer 2.33 findet keine Prüfung durch 
den Aufnahmeausschuss statt. 

 
2.43 Der Aufnahmeausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmen-

gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
 
2.44  Die Tätigkeit als Mitglied des Aufnahmeausschusses ist ehrenamtlich. Die 

Mitglieder haben jedoch Anspruch auf Entschädigung für ihren Aufwand. 
 
2.50 Schriftformerfordernis 
 
 Sämtliche von den Mitgliedern bzw. deren jeweils Begünstigten gegenüber der 

Kasse abzugebenden Erklärungen (z.B. Anträge, Benennungen, Abruf oder 
Aufschub einer Kassenleistung) bedürfen der Schriftform. 
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3.00 KASSENORGANE 
 
3.10 Die Organe der Kasse sind: 
 
 a) die Mitgliedervertretung, 
 
 b) der Aufsichtsrat, 
 
 c) der Vorstand. 
 
3.20 Mitgliedervertretung 
 
3.21 a) Die Mitgliedervertretung ist das oberste Organ der Kasse. Sie fasst ihre 

Beschlüsse - vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen der Ziffer 3.25 - in 
der Vertreterversammlung. Die Mitgliedervertretung besteht in paritätischer 
Zusammensetzung aus Vertretern der Anstaltsmitglieder und der ordentli-
chen Mitglieder. Für jeden Vertreter der Anstaltsmitglieder und der ordentli-
chen Mitglieder wird ein Stellvertreter bestellt.  

 
 b) Jedes Anstaltsmitglied nach Ziffer 2.11 bestellt einen Vertreter für die 

Mitgliedervertretung der Kasse. Die Tochtergesellschaften der Anstaltsmit-
glieder nach Ziffer 2.11 (Ziffer 2.12 a), die Anstaltsmitglieder sind, bestellen 
gemeinsam und mehrheitlich durch ihre Mitteilung an den Vorstand einen 
Vertreter für die Mitgliedervertretung; das gleiche gilt jeweils für die Produk-
tionsunternehmen (Ziffer 2.12 c) und die weiteren Sendeunternehmen (ein-
schließlich deren Tochtergesellschaften, Ziffer 2.12 b)2. Weitere Anstaltsmit-
glieder nach Ziffer 2.12 c), werden durch Vertreter der Anstaltsmitglieder 
nach Ziffer 2.11 mitvertreten3. Die Vertreter dürfen nicht ordentliches oder 
außerordentliches Mitglied der Kasse sein.  

 
 c) Der Mitgliedervertretung der Kasse gehören ordentliche Mitglieder wie 

folgt an:  
 - für jedes Anstaltsmitglied nach Ziffer 2.11 a) je ein ordentliches Mitglied;  
 - für alle Sendeunternehmen (einschließlich deren Tochtergesellschaften) 

(Ziffer 2.12 b)) zusammen ein ordentliches Mitglied2; dies setzt voraus, dass 
der Kasse Sendeunternehmen als Anstaltsmitglieder nach Ziffer 2.12 b) ange-
hören; 

 - für das Anstaltsmitglied nach Ziffer 2.11b) sowie für alle Tochtergesellschaf-
ten der Anstaltsmitglieder nach Ziffer 2.11 (Ziffer 2.12a)) und alle Produkti-

                                                 
2 Dieser Sitz ist gegenwärtig vakant, da es derzeit keine Anstaltsmitglieder nach Ziffer 2.12 b) gibt. 
3 „Die Regelung stellt einen Auffangtatbestand dar für Anstaltsmitglieder nach 2.12, die weder Tochtergesellschaften, Produkti-

onsunternehmen oder Sendeunternehmen sind.“ 
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onsunternehmen (Ziffer 2.12 c)) zusammen drei ordentliche Mitglieder, wobei 
alle drei ordentlichen Mitglieder dem Kreis der Tochtergesellschaften der An-
staltsmitglieder, dem Kreis der Produktionsunternehmen oder dem Anstalts-
mitglied nach Ziffer 2.11 b) angehören können. 

 
 Die Vertreter der ordentlichen Mitglieder und ihre Stellvertreter werden in 

Urwahl von den ordentlichen Mitgliedern auf die Dauer von fünf Jahren aus 
dem Kreis der ordentlichen Mitglieder gewählt. Das Verfahren wird in einer 
Wahlordnung festgelegt, die von der Mitgliedervertretung beschlossen wird. 

 
 Ist ein Anstaltsmitglied nach Beginn der Amtszeit der Mitgliedervertretung mit 

Sitz in die Pensionskasse aufgenommen worden, dann nehmen die Vertreter 
der ordentlichen Mitglieder in der Vertreterversammlung die Zuwahl aus dem 
Kreis der ordentlichen Mitglieder des betreffenden Bereichs vor. 

 
 Das gleiche gilt, wenn ein Vertreter oder Stellvertreter vor Ablauf seiner 

Amtszeit ausscheidet, es sei denn, dass er wegen eines der Fälle nach Ziffer 
2.23 b) oder e) ausgeschieden ist oder seine Mitgliedschaft als außerordentli-
ches Mitglied fortführt und der Pensionskasse schriftlich erklärt, dass er be-
reit sei, seine Funktion bis zum Ende der Amtszeit fortzuführen. 

  
 Außerdem kann die Mitgliedervertretung auf Vorschlag der ordentlichen Mit-

glieder aus dem Kreis der Rentner einen Vertreter der Rentner bestellen. Der 
Vertreter der Rentner hat kein Stimmrecht in der Mitgliedervertretung. Eine 
Entsendung in Ausschüsse ist möglich. Die Amtszeit endet mit der Amtszeit 
der ordentlichen Mitgliedervertreter. Der Vertreter der Rentner hat Anspruch 
auf Erstattung der entstandenen notwendigen Kosten. 

 
 
3.22 Innerhalb der ersten sechs Monate eines jeden Geschäftsjahres findet eine 

ordentliche Vertreterversammlung statt. Eine außerordentliche Vertreterver-
sammlung ist einzuberufen, wenn die Aufsichtsbehörde oder fünf Mitglieder-
vertreter oder 20 v. H. der Anstaltsmitglieder oder der ordentlichen Mitglieder 
der Kasse dies verlangen oder der Vorstand eine Einberufung im Interesse der 
Kasse für erforderlich hält. 
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3.23 Die Mitgliedervertretung wählt unter ihren Mitgliedern einen Vorsitzenden 
sowie seinen ersten, zweiten und dritten Stellvertreter. Ist der Vorsitzende 
Vertreter der Anstaltsmitglieder, dann müssen sein erster und dritter Stell-
vertreter dem Kreis der ordentlichen Mitglieder angehören oder umgekehrt. 
Die Sitzungen finden unter Leitung des Vorsitzenden oder eines seiner Stell-
vertreter in obiger Folge statt. Die Mitglieder des Vorstandes haben das Recht, 
an jeder Sitzung der Mitgliedervertretung mit beratender Stimme teilzuneh-
men. 

 
 Die Mitgliedervertreter können sich in den Sitzungen durch ihre Stellvertreter 

vertreten lassen. Bei Verhinderung eines Mitgliedervertreters und seines 
Stellvertreters sind die Anstaltsmitglieder und die Vertreter der ordentlichen 
Mitglieder berechtigt, ihre Vertretung einem anderen an der Vertreterver-
sammlung teilnehmenden Mitgliedervertreter mit schriftlicher Vollmacht zu 
übertragen. 

 
3.24 Die Vertreterversammlungen werden auf Veranlassung des Vorsitzenden vom 

Vorstand der Kasse unter Bekanntgabe des Tages, der Zeit und der Tagesord-
nung spätestens vier Wochen vor dem Sitzungstermin einberufen. Die Ladung 
ist gültig, wenn sie vor Beginn dieser Frist durch Einschreiben an die dem 
Vorstand letzt bekannte Anschrift des Vertreters abgesandt worden ist. 

 
3.25 Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-

fasst. Für Beschlüsse über Änderungen dieser Satzung sowie der AVB, die 
Auflösung der Kasse oder Bestandsübertragung ist die Anwesenheit von min-
destens der Hälfte der Vertreter der Anstaltsmitglieder und der Hälfte der 
Vertreter der ordentlichen Mitglieder und eine Mehrheit von drei Viertel der 
abgegebenen Stimmen erforderlich. Über den Verlauf der Versammlung ist 
eine Niederschrift anzufertigen, die vom Sitzungsleiter und je einem Vertreter 
der Anstaltsmitglieder und der ordentlichen Mitglieder zu unterzeichnen ist. 
Die Niederschrift hat die Feststellung der ordnungsmäßigen Einberufung der 
Vertreterversammlung, die Zahl der anwesenden Mitglieder, getrennt nach 
Vertretern der Anstaltsmitglieder und der ordentlichen Mitglieder, das Stim-
menverhältnis bei den Abstimmungen und den Wortlaut der Beschlüsse anzu-
geben. 
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 Die Mitgliedervertretung kann auf Antrag des Vorstands Beschlüsse auch im 
schriftlichen Verfahren unter Einhaltung einer angemessenen Entscheidungs-
frist fassen. In den Fällen des Satzes 2 ist eine Beschlussfassung im schriftli-
chen Verfahren nicht zulässig. Verlangt ein Zehntel der Mitgliedervertreter die 
Beratung des Beschlussgegenstands, so hat die Beschlussfassung in einer 
Versammlung stattzufinden. Die Schriftform ist auch gewahrt, wenn der Ge-
genstand des Beschlusses sowie die Antwort des Mitgliedervertreters per 
elektronischer Mail mitgeteilt werden. Bei Abstimmungen im schriftlichen 
Verfahren ist die Beschlussfähigkeit erreicht, wenn alle Mitgliedervertreter - 
bzw. im Verhinderungsfalle das entsprechende Ersatzmitglied - entsprechend 
Satz 5 angeschrieben wurden. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst. Über die Beschlussfassung im schriftlichen 
Verfahren ist vom Vorstand eine Niederschrift zu erstellen. Für den Inhalt und 
die Form dieser Niederschrift gelten Satz 4 und 8 entsprechend. 

 
3.26 Mitgliedervertreter sind ehrenamtlich tätig. Sie haben jedoch Anspruch auf 

Entschädigung für ihren Aufwand. 
 
3.27 Die Aufgaben der Mitgliedervertretung sind insbesondere: 
 
 a) Bestellung der Aufsichtsrats- und Ersatzmitglieder sowie deren  

 Abberufung, 
 
 b) Bestellung der Vorstandsmitglieder und deren Abberufung aus  

 wichtigem Grunde, 
 
 c) Entgegennahme des Lageberichts und Feststellung des Jahres- 

 abschlusses für das abgelaufene Geschäftsjahr, 
 
 d) Entlastung des Aufsichtsrates und des Vorstandes für das abgelaufene  

 Geschäftsjahr, 
 
 e) Beschlussfassung über Änderungen dieser Satzung, der AVB sowie 

 grundsätzlicher Parameter der Leistungsstaffeln im Technischen  
  Geschäftsplan, 
 
 f) Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder, des Aufsichtsrates und  

 des Vorstandes, 
 
 g) Festsetzung einer Entschädigung für die Mitgliedervertreter, die  

 Aufsichtsratsmitglieder, die Vorstandsmitglieder, die Kassenprüfer und  
 die Mitglieder der Ausschüsse,  
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 h) Beschlussfassung über Verwendung eines Überschusses oder Deckung  
 eines Fehlbetrages, 

 
 i) Beschlussfassung über Auflösung der Kasse und Bestands- 

 übertragung. 
 
 Die Vertreterversammlung hat außerdem auf Vorschlag der Anstaltsmitglie-

der und der ordentlichen Mitglieder je einen Kassenprüfer und einen Stellver-
treter für die Dauer von jeweils zwei Jahren zu wählen. 

 
3.28 Die Mitgliedervertreterversammlung kann zu Themen oder laufenden Aufga-

ben weitere Ausschüsse einrichten. Deren Beschlüsse haben empfehlende 
Bedeutung. 

 
3.30 Aufsichtsrat 
 
3.31 Der Aufsichtsrat besteht aus zehn Mitgliedern. Außerdem werden zwei Er-

satzmitglieder bestellt. Wenn ein Aufsichtsratsmitglied vorzeitig aus dem Amt 
ausscheidet, übernimmt das jeweilige Ersatzmitglied das Amt für den Rest der 
regulären Amtszeit. Im Falle des Nachrückens ist ein Ersatzmitglied in der 
nächsten Mitgliedervertreterversammlung nachzuwählen. 

 
 Für je fünf Mitglieder und ein Ersatzmitglied haben die Vertreter der An-

staltsmitglieder bzw. die Vertreter der ordentlichen Mitglieder das Vor-
schlagsrecht. Mindestens je zwei der vorgeschlagenen Personen müssen Ver-
treter der Anstaltsmitglieder, deren Stellvertreter bzw. Vertreter der 
ordentlichen Mitglieder oder deren Stellvertreter sein. Wiederbestellung ist 
zulässig. 

 
3.32 Die Amtsdauer des Aufsichtsrats entspricht der Amtsdauer der Vertreter der 

ordentlichen Mitglieder. Der Aufsichtsrat ist in der ersten Vertreterversamm-
lung nach Neuwahl der ordentlichen Mitglieder zu bestellen. Die Amtszeit der 
Aufsichtsratsmitglieder endet regelmäßig mit dem Beginn der Amtszeit des 
neuen Aufsichtsrates. Sie endet außerordentlich im Falle der vorzeitigen Ab-
berufung oder des Ausscheidens eines Mitglieds aus sonstigen Gründen. 

 
 Aufsichtsratsmitglieder können durch die Mitgliedervertretung abberufen 

werden. Die Abberufung ist nur mit mindestens drei Viertel der abgegebenen 
Stimmen möglich. 
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 Wird durch Satzungsänderung die Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder aufge-
stockt, so sind die neu hinzukommenden Aufsichtsratsmitglieder in der auf die 
Satzungsänderung folgenden ersten Vertreterversammlung zu bestellen. Die 
neu hinzukommenden Aufsichtsratsmitglieder übernehmen das Amt für den 
Rest der regulären Amtszeit des amtierenden Aufsichtsrates. 

 
3.33 Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte mit der Mehrheit der Stimmen seiner 

Mitglieder einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Je eine Position ist aus 
den von den Vertretern der Anstaltsmitglieder bzw. den Vertretern der orden-
tlichen Mitglieder vorgeschlagenen Personen zu wählen. Der Aufsichtsrat gibt 
sich mit Zustimmung der Mitgliedervertretung eine Geschäftsordnung. 

 
3.34 Der Aufsichtsrat hat außer den sonstigen satzungsmäßigen Rechten und 

Pflichten folgende Aufgaben: 
 
 a) die Beratung und Überwachung der Geschäftsführung des Vorstands; 

 dies schließt das Recht auf jederzeitige Berichterstattung durch den 
 Vorstand ein, 

 
 b) die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes, 
 
 c) den Abschluss der Verträge mit den Vorstandsmitgliedern gemäß den  

 Beschlüssen der Mitgliedervertretung, 
 
 d) Prüfung der das Versicherungsgeschäft betreffenden Beschwerden  

 gegen Entscheidungen und Maßnahmen des Vorstands, 
 
 e) Änderungen dieser Satzung und der AVB, sofern sie nur die Fassung  

 betreffen oder aber von der Aufsichtsbehörde im Rahmen eines  
 Verfahrens zur Genehmigung eines Änderungsbeschlusses verlangt  
 werden; die Mitgliedervertretung ist davon unverzüglich zu informieren, 

 
 f) nach seinem Ermessen die vorläufige Enthebung von Vorstands- 

 mitgliedern bis zur Entscheidung der ohne Verzug einzuberufenden  
 Vertreterversammlung und die Veranlassung des Erforderlichen wegen  
 der einstweiligen Fortführung der Geschäfte, 

 
 g) auf Vorschlag des Vorstands die Bestellung des Verantwortlichen  

 Aktuars, 
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 h) die Bestimmung des Abschlussprüfers für das laufende Geschäftsjahr, 
 
 i) die Bestellung und Abberufung des Treuhänders und dessen Stell- 

 vertreters. Der Aufsichtsrat kann zur Erfüllung seiner Aufgaben  
 Geschäftsunterlagen der Kasse einsehen und prüfen. Der Aufsichtsrat  
 kann mit Mehrheit dazu auch Sachverständige zu Rate ziehen. 

 
3.40 Vorstand 
 
3.41 Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Die Vorstandsmitglieder 

werden von der Mitgliedervertretung bestellt. 
 
 Die Bestellung ist auf höchstens 5 Jahre zu befristen. Wiederbestellung ist 

möglich. Die Amtszeiten der Vorstandsmitglieder sollen so befristet werden, 
dass sie nicht gemeinsam und nicht gemeinsam mit der Amtsperiode der or-
dentlichen Mitgliedervertreter enden. 

 
3.42 Der Vorstand leitet die Kasse. Es obliegen ihm alle Geschäfte der Kasse, die 

nicht durch Gesetz oder Satzung anderen Organen übertragen sind. Er erhält 
für seine Tätigkeit eine Vergütung. 

 
3.43 Der Vorstand vertritt die Kasse gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die 

Stellung des gesetzlichen Vertreters. Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, die die interne Geschäftsverteilung regelt. Diese bedarf der Zustim-
mung des Aufsichtsrates und der Mitgliedervertretung. 

 
3.44 Schriftliche Willenserklärungen, die die Kasse verpflichten, oder Verfügungen 

über ihr Vermögen müssen von zwei Vorstandsmitgliedern unterschrieben 
werden. Bevollmächtigung ist möglich. 
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4.00 VERANTWORTLICHER AKTUAR, TREUHÄNDER 
 
4.10 Der Verantwortliche Aktuar hat unter anderem sicherzustellen, dass die Bei-

träge unter Zugrundelegung angemessener versicherungsmathematischer 
Annahmen kalkuliert werden und so hoch sind, dass die Kasse allen ihren 
Verpflichtungen nachkommen kann. Dabei hat er die Finanzlage der Kasse 
insbesondere daraufhin zu überprüfen, ob die dauernde Erfüllbarkeit der sich 
aus den Allgemeinen Versicherungsbedingungen ergebenden Verpflichtungen 
jederzeit gewährleistet ist und die Kasse über ausreichende Mittel in Höhe der 
Solvabilitätsspanne verfügt. Ferner hat er dem Vorstand Vorschläge für eine 
angemessene Überschussbeteiligung vorzulegen. 

 
4.20 Der Treuhänder hat das Sicherungsvermögen zu überwachen. Über das Siche-

rungsvermögen darf nur mit Zustimmung des Treuhänders verfügt werden. 
Der Treuhänder hat die Bestände des Sicherungsvermögens unter 
Mitverschluss der Kasse zu verwahren. 
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5.00 VERMÖGENSANLAGE – RECHNUNGSLEGUNG 
 
5.10 Verwaltung und Anlage des Kassenvermögens 
 
5.11 Die Verwaltung des Kassenvermögens obliegt dem Vorstand. 
 
5.12 Das Vermögen der Kasse ist, soweit es nicht zur Bestreitung der laufenden 

Ausgaben flüssig zu halten ist, wie die Bestände des Sicherungsvermögens 
nach den Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes und der hierzu von 
der Aufsichtsbehörde erlassenen Richtlinien anzulegen. 

 
5.13 Die Mittel für die laufenden Ausgaben sind, soweit erforderlich, als Kassenbe-

stand bereitzuhalten und von fremden Geldern und Wertpapieren getrennt zu 
verwahren. 

 
5.14 Die Mitgliedervertretung kann durch ihre Beauftragten jederzeit Kassenprü-

fungen vornehmen und Einsicht in die Bücher, Listen und Akten der Kasse 
nehmen. 

 
5.20 Rechnungslegung 
 
5.21 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr 
 
5.22 Nach Schluss eines jeden Geschäftsjahres hat der Vorstand der Kasse den 

Jahresabschluss und Lagebericht nach den geltenden Rechnungslegungsvor-
schriften aufzustellen. 

 
5.24 Der Vorstand hat jährlich durch den Verantwortlichen Aktuar im Rahmen ei-

nes der Aufsichtsbehörde einzureichenden Gutachtens eine versicherungs-
technische Prüfung der Vermögenslage der Kasse vornehmen zu lassen und 
in den nach Ziffer 5.22 zu erstellenden Jahresabschluss die hierfür ermittel-
ten versicherungstechnischen Werte zu übernehmen. 

 
5.30 Überschüsse und Fehlbeträge 
 
5.31 Zur Deckung von Fehlbeträgen ist eine Verlustrücklage zu bilden. Dieser Ver-

lustrücklage sind mindestens 25 vom Hundert eines sich ergebenden Über-
schusses zuzuführen, bis diese 12 vom Hundert der Deckungsrückstellung 
bzw. einen höheren gesetzlich oder aufsichtsrechtlich geforderten Betrag er-
reicht oder nach Inanspruchnahme wieder erreicht hat. 
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5.32 Ein sich nach dem Jahresabschluss weiterhin ergebender Überschuss ist der 
Rückstellung für Überschussbeteiligung zuzuführen. Diese Rückstellung ist 
zur Erhöhung der Leistungen oder zur Ermäßigung der Beiträge oder für bei-
de Zwecke zugleich zu verwenden. Die näheren Bestimmungen über die Ver-
wendung der Rückstellung trifft aufgrund von Vorschlägen des Verantwortli-
chen Aktuars die Mitgliedervertretung. Der Beschluss der Mitglieder- 
vertreterversammlung bedarf für den Altbestand der Unbedenklichkeitserklä-
rung der Aufsichtsbehörde. Eine sich aus dem Verwendungsbeschluss erge-
bende Tarifänderung bedarf für den Altbestand der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. 

 
5.33 Zusätzlich zu der Beteiligung an den Überschüssen nach Ziffer 5.32 beschließt 

die Mitgliedervertretung aufgrund von Informationen und Vorschlägen des 
Verantwortlichen Aktuars und des Vorstands über die Gewährung einer ange-
messenen Beteiligung an den Bewertungsreserven der Kapitalanlagen an die 
Versicherten. Die Vorschläge haben den Erhalt einer ausreichenden Kapital-
ausstattung, die Erfüllung aufsichtsrechtlicher Stresstests einschließlich ei-
ner ausreichenden Sicherheitsreserve, eine absehbare Verstärkung der De-
ckungsrückstellung sowie die Regelungen im Technischen Geschäftsplan zu 
berücksichtigen. Die Beteiligung erfolgt gleichmäßig für alle Versicherten. Der 
Beschluss bedarf der Unbedenklichkeitserklärung der Aufsichtsbehörde. 

 
5.34 Ein sich nach dem Jahresabschluss ergebender Fehlbetrag ist, soweit er nicht 

aus der Verlustrücklage gedeckt werden kann, aus der Rückstellung der 
Überschussbeteiligung zu decken und, soweit auch diese nicht ausreicht, 
durch Herabsetzung der Leistungen oder durch Erhöhung der Beiträge oder 
beide Maßnahmen auszugleichen. Ziffer 5.32 Satz 3 und 4 gelten entspre-
chend. Alle Maßnahmen haben auch Wirkung für die bestehenden Versiche-
rungsverhältnisse, die Herabsetzung der Leistungen auch für laufende Ren-
ten. Die Erhebung von Nachschüssen ist ausgeschlossen. 
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6.00 AUFLÖSUNG 
 
6.10 Auflösung der Kasse 
 
6.11 Die Auflösung der Kasse bedarf eines Mehrheitsbeschlusses nach Ziffer 3.25 

der Mitgliedervertretung und der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 
 
6.12 Die Mitgliedervertretung kann im Zusammenhang mit der Auflösung die Über-

tragung des gesamten Versicherungsbestandes mit allen Aktiven und Passi-
ven auf ein anderes Versicherungsunternehmen beschließen, und zwar nach 
Maßgabe eines Übertragungsvertrages, dessen Inhalt der Genehmigung der 
Mitgliedervertretung bedarf. 

 
6.20 Folgen der Auflösung 
 
6.21 Nach der Auflösung der Kasse findet die Abwicklung statt. Sie erfolgt durch 

den Vorstand der Kasse, soweit nicht durch die Mitgliedervertretung andere 
Personen bestimmt werden. 

 
6.22 Wird ein Übertragungsvertrag nicht geschlossen, so ist das Vermögen der 

Kasse nach einem von der Vertreterversammlung zu beschließenden und von 
der Aufsichtsbehörde zu genehmigenden Plan unter Wahrung der Belange der 
Versicherten unter die ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder der 
Kasse zu verteilen. Verbleibt bei der Verteilung ein geringfügiger Rest, dann 
kommt der Restbetrag des Kassenvermögens ausschließlich gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecken zugute. 

 
6.23 Die Mitgliedschafts- und Versicherungsverhältnisse erlöschen mit dem im 

Auflösungsbeschluss bestimmten Zeitpunkt, frühestens jedoch vier Wochen 
nach Genehmigung des Auflösungsbeschlusses durch die Aufsichtsbehörde. 
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7.00 BEKANNTMACHUNGEN 
 
7.10 Die Bekanntmachungen der Kasse erfolgen im Bundesanzeiger oder durch 

Mitteilung an die Mitglieder und Rentner. 
 
8.00 WIRKUNG VON SATZUNGSÄNDERUNGEN UND ÄNDERUNGEN DER AVB 
 
8.10 Satzungsänderungen, die die Ziffern 2.20 bis 2.35 oder die Ziffern 5.10 bis 7.10 

betreffen, haben auch Wirkung auf bestehende Versicherungsverhältnisse. 
Änderungen der AVB für den Rententarif, die die Ziffern 1.10 bis 2.94 betref-
fen, Änderungen der AVB für den Lebenspartnertarif, die die Ziffern 1.10 bis 
2.74 betreffen und Änderungen der AVB für den Kapitaltarif, die die Ziffern 
1.10 bis 2.84 betreffen, haben ebenfalls Wirkung auf bestehende Versiche-
rungsverhältnisse. Eine Änderung der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen zum Nachteil der ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder hinsicht-
lich erworbener Anwartschaftsrechte setzt voraus, dass die dauernde 
Erfüllbarkeit der Versorgungsleistungen nicht mehr gewährleistet ist. Die Än-
derung der Versicherungsbedingungen erfolgt in dem Umfang, der zur Ver-
meidung einer längerfristigen Defizitentwicklung erforderlich ist. 

 
8.20 Diese Satzung tritt am 17.08.2016 nach Genehmigung der Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht in Kraft. Diese Satzung tritt anstelle der bishe-
rigen Satzung vom 13. Sept. 1971 einschließlich deren Nachträge und Ände-
rungen. 

  
 Letzte Änderung genehmigt durch Verfügung der Bundesanstalt für Finanz-

dienstleistungsaufsicht vom 17. August 2016, Geschäftszeichen: 
  VA 13-I 5002-2225-2016/0001. 
 
8.21 Die Regelung in Ziffer 3.21 tritt mit Wirkung zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
8.22 Die Änderung von Ziffer 3.42 tritt rückwirkend zum 01.01.2015 in Kraft. 
 
 

  



 Seite 21 | 33 

 

ALLGEMEINE VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN FÜR DEN  
RENTENTARIF 

 
(Bei Begründung der ordentlichen Mitgliedschaft vor dem 1.1.2004 und Nichtausübung der 
Option des Tarifwechsels in den Lebenspartnertarif.) 

 
 
1.00 BEITRÄGE 
 
1.10 Der Beitrag für das ordentliche Mitglied4 beträgt 7 v.H. der für die Tätigkeit bei 

den Anstaltsmitgliedern erzielten beitragspflichtigen Honorare. Das An-
staltsmitglied leistet einen Beitrag in gleicher Höhe. 

 
 Wenn das Anstaltsmitglied für ein ordentliches Mitglied aufgrund gesetzlicher 

Verpflichtung einen Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung leisten 
muss, ermäßigt sich insoweit der Beitrag des Anstaltsmitgliedes auf 4 v.H. In 
diesem Fall wird auf Antrag auch der Beitragsanteil für das ordentliche Mit-
glied in gleichem Maße ermäßigt. 

 
 Hinsichtlich des Künstlersozialversicherungsgesetzes ist Absatz 2 nur anzu-

wenden, wenn das ordentliche Mitglied der Künstlersozialkasse angehört. Das 
ordentliche Mitglied ist verpflichtet, die Mitgliedschaft durch Vorlage eines 
Versicherungsausweises nachzuweisen. Absatz 2 gilt auch, wenn ein ordentli-
ches Mitglied von der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist und deshalb 
einen Zuschuss zur Alterssicherung nach dem SGB VI in Anspruch nimmt. 

 
 Tochtergesellschaften der Anstaltsmitglieder und Produktionsunternehmen 

nach Ziffer 2.12 der Satzung unterliegen nur insoweit der Verpflichtung zur 
Beitragsleistung und zur Abführung von Beiträgen der ordentlichen Mitglie-
der, als sie Produktionen für Anstaltsmitglieder im Sinne der Ziffern 2.11/2.12 
der Satzung herstellen, es sei denn, dass sie der Beitragsleistung ausdrück-
lich oder durch uneingeschränkte Beitragsbeteiligung zustimmen. Die Ver-
pflichtung zur Beitragsleistung und zur Abführung von Beiträgen der ordentli-
chen Mitglieder besteht auch dann, wenn eine Produktion zwar auch, aber 
nicht nur für ein oder mehrere Anstaltsmitglieder im Sinne der Ziffern 
2.11/2.12 der Satzung hergestellt wird. Produktionsunternehmen werden auf 
entsprechenden Antrag für solche Produktionen, die nicht für Anstaltsmitglie-
der im Sinne der Ziffern 2.11/2.12 hergestellt werden, von der Beitragspflicht 
befreit. 
  

                                                 
4 „Mit Begriffen wie „Mitarbeiter“, „Arbeitnehmer“, „Vertreter“ oder „Stellvertreter” u.ä. sind immer weibliche und männliche 

Personen gemeint.“ 
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1.11 Zu den beitragspflichtigen Honoraren gehören insbesondere: 
 
 1) alle Leistungsvergütungen 
 2) alle Urhebervergütungen 
 3) alle Wiederholungs- und Übernahmehonorare 
 4) Urlaubsentgelte und ähnliche tarifvertragliche Honorarersatz- 

 vergütungen 
 5) bei Mitgliedern nach Ziffer 1.42 der Satzung das Gehalt gemäß Ver- 

 gütungsgruppe und Stufe nach dem jeweiligen Vergütungstarifvertrag 
 des Anstaltsmitglieds 

 
     Zu den beitragspflichtigen Honoraren gehören nicht: 
 
 1) Aufwendungsersatz (z.B. Reisekosten, Übermittlungskosten, Material- 

 entschädigungen, Nebenkosten) 
 2) Arbeitgeberanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung 
 3) freiwillige soziale Leistungen wie Unterstützungen, Beitragsanteile zur  

 Krankentagegeldversicherung u.ä.m. 
 4) Beitragsanteile der Anstaltsmitglieder zur Pensionskasse. 
 
 Der Beitrag der ordentlichen Mitglieder wird vom Anstaltsmitglied bei der Ho-

norarzahlung einbehalten und zusammen mit dem Beitrag des Anstaltsmit-
gliedes an die Kasse abgeführt. Über das Beitragseinzugs- und Meldeverfah-
ren wird eine Vereinbarung zwischen den Anstaltsmitgliedern und der 
Pensionskasse getroffen. 

 
 Die im Aufnahmeantrag des freien Mitarbeiters genannten Anstaltsmitglieder 

werden zur Durchführung des Beitragseinzugs über den Beginn der Mitglied-
schaft von der Pensionskasse benachrichtigt. Wird die Tätigkeit auf weitere 
Anstaltsmitglieder der Pensionskasse ausgedehnt, dann ist diesen bei Beginn 
oder bei Vereinbarung der Tätigkeit, spätestens aber eine Woche nach Ein-
gang der ersten Honorarabrechnung, durch das ordentliche Mitglied schrift-
lich Mitteilung über die Mitgliedschaft bei der Pensionskasse zu machen; im 
Falle einer glaubhaft gemachten, unverschuldeten Verhinderung des ordentli-
chen Mitglieds an der Mitteilung verlängert sich diese Frist bis zu einem Jahr. 
Unterbleibt diese Benachrichtigung, dann besteht insoweit kein Anspruch auf 
eine Beitragsbeteiligung durch die Anstaltsmitglieder. 
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 Die Pensionskasse ist bei begründetem Anlass berechtigt, selbst und/oder 
durch beeidigte Buch- oder Wirtschaftsprüfer bei den Anstaltsmitgliedern die 
korrekte Beitragsberechnung und -abführung zu prüfen bzw. prüfen zu las-
sen. Die Anstaltsmitglieder sind verpflichtet, alle für die Prüfung erforderli-
chen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

 Beitragsleistungen Dritter, für die das ordentliche Mitglied tätig wird, die aber 
nicht Anstaltsmitglieder sind, sind zulässig. 

 
1.12 Ordentliche Mitglieder, deren beitragspflichtiges Honorar 3.500,-- Euro inner-

halb eines Kalenderjahres unterschreitet, haben – wenn sie die ordentliche 
Mitgliedschaft aufrecht erhalten wollen – einen Mindestbeitrag in Höhe von 
14% des zur Erfüllung des Honorars von 3.500,-- Euro fehlenden Betrags zu 
zahlen. Die Pflicht zur Zahlung des Mindestbeitrags entfällt, wenn diese Un-
terschreitung während eines Jahres auf außergewöhnlichen, unverschuldeten 
Umständen beruht. Für den Fall, dass kein Honorar erzielt worden ist, beträgt 
der Mindestbeitrag 490,-- Euro. Der Mindestbeitrag wird am 31. Dezember des 
laufenden Kalenderjahres fällig.  

 
1.13 Ordentliche und außerordentliche Mitglieder können jeweils bis zum  

31. Dezember für das laufende Kalenderjahr freiwillige Beitragszahlungen 
leisten, jedoch mit der Maßgabe, dass die insgesamt entrichteten Anstaltsbei-
träge 5 % der Gesamtbeiträge nicht unterschreiten. Die freiwilligen Beitrags-
zahlungen dürfen 50 % der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze in der all-
gemeinen Rentenversicherung nicht übersteigen. Der Mindestbeitrag gemäß 
Ziffer 1.12 stellt keine freiwillige Beitragsleistung dar. 

 
 Die Anstaltsmitglieder können ebenfalls freiwillige, durch Entgeltumwandlung 

finanzierte Beitragszahlungen leisten. 
  
1.14 Soweit die Beiträge nicht im Abzugsverfahren nach Ziffer 1.11 einbehalten und 

abgeführt werden, sind sie von den Mitgliedern spätestens bis zum Ablauf des 
Kalenderjahres zu entrichten. 

 
1.15 Bei Eintritt des Versicherungsfalles, spätestens jedoch mit Erreichen der indi-

viduellen Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung, werden 
keine Beiträge mehr erhoben. 
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1.20 Beitragsrückgewähr bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
 
 Wird die ordentliche Mitgliedschaft zur Kasse zu Lebzeiten des Mitgliedes be-

endet, ohne dass ein Leistungsanspruch besteht und ohne dass eine außeror-
dentliche Mitgliedschaft begründet wird, so endet das Versicherungsverhältnis 
und es erfolgt auf Antrag eine Beitragsrückgewähr in Höhe der vom Mitglied 
im Rahmen der Versicherung im Rententarif selbst getragenen Beiträge. Wird 
die außerordentliche Mitgliedschaft zur Kasse zu Lebzeiten des Mitglieds be-
endet, ohne dass ein Leistungsanspruch besteht und ohne dass die gesetzli-
chen Unverfallbarkeitsvoraussetzungen erfüllt sind, so endet das Versiche-
rungsverhältnis und es erfolgt auf Antrag eine Beitragsrückgewähr in Höhe 
der vom Mitglied im Rahmen der Versicherung im Rententarif selbst getrage-
nen Beiträge. Wurde das Anrecht auf eine Kassenleistung nach dem Renten-
tarif zuvor durch eine rechtskräftige Entscheidung des Familiengerichts zum 
Versorgungsausgleich vermindert, so vermindert sich auch die Höhe des An-
spruchs auf Beitragsrückgewähr gemäß Satz 1 bzw. 2 dieser Ziffer nach Maß-
gabe des genehmigten Technischen Geschäftsplans. 

 
 Die Beitragsrückgewähr erfolgt unter Ansatz einer Verzinsung in Höhe des 

Rechnungszinses der jeweiligen Tarifgeneration unter Berücksichtigung von 
Zinseszins nach dem von der Aufsichtsbehörde genehmigten Technischen Ge-
schäftsplan. Die von den Anstaltsmitgliedern geleisteten Beiträge verbleiben 
dabei der Kasse. 

 
1.21 Stirbt das Mitglied, ohne dass die Wartezeit für die Ehegatten- bzw. Waisen-

rente erfüllt ist, dann erhalten der hinterbliebene Ehegatte (Ziffer 2.30) bzw. 
die Waisen (Ziffer 2.40) eine Beitragsrückgewähr in Höhe der vom Mitglied im 
Rahmen der Versicherung im Rententarif selbst getragenen Beiträge. Ziffer 
1.20 Satz 4 gilt entsprechend. 
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2.00 KASSENLEISTUNGEN  
 
2.10 Wartezeit, Antrag, Tarifwechsel, Haftung der Anstaltsmitglieder 
 
2.11 Der Anspruch auf Kassenleistungen setzt voraus, dass das Mitglied die Warte-

zeit erfüllt hat. Die Wartezeit rechnet vom Beginn des Mitgliedsverhältnisses 
und beträgt für die Altersrente fünf Jahre. Die Wartezeit für die Ehegatten- 
und Waisenrente beträgt drei Jahre.  

 
2.12 Kassenleistungen werden nur auf Antrag gewährt. 
 
2.13 Das Mitglied kann bis zur Vollendung seines 62. Lebensjahres vom Rententarif 

unwiderruflich in den Lebenspartnertarif wechseln. Voraussetzung hierfür ist, 
dass das Mitglied den entsprechenden Antrag mindestens 3 Monate vor dem 
beabsichtigten Wechselzeitpunkt bei der Kasse stellt und der Vorstand den 
Wechsel bestätigt. Das für den Fall des Tarifwechsels maßgebliche De-
ckungskapital bestimmt sich nach den Regelungen des Technischen Ge-
schäftsplans. Ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Tarifwechsels rich-
ten sich die Voraussetzungen, der Umfang und die Gewährung ausschließlich 
nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für den Lebenspartnertarif. 

 
2.14 Soweit die Kassenleistungen auf Beitragszahlungen der ordentlichen oder au-

ßerordentlichen Mitglieder beruhen, besteht mangels Umfassungszusage im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 4 des Betriebsrentengesetzes keine Haftung der An-
staltsmitglieder für die auf den genannten Beiträgen beruhenden Leistungen. 

 
2.20 Altersrente 
 
2.21 Der Anspruch auf Altersrente entsteht mit der Vollendung des 65. Lebens- 

jahres. 
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2.22 Die jährliche Altersrente bemisst sich nach Vomhundertsätzen der bis zum 
Eintritt des Versorgungsfalles geleisteten Beiträge. Die Höhe des Vomhun-
dertsatzes wird vom Lebensalter, in dem der Beitrag gezahlt wird, sowie von 
der zum Zeitpunkt der Beitragszahlung jeweils maßgeblichen Tabelle be-
stimmt. Als Lebensalter bei Beitragszahlung gilt der Unterschied zwischen 
dem Kalenderjahr der Beitragszahlung und dem Geburtsjahr. Das Nähere re-
gelt der von der Aufsichtsbehörde genehmigte Technische Geschäftsplan. Die 
jeweils maßgeblichen Tabellen werden dem Mitglied auf Antrag zugesendet. 

 
2.24 Nach Erfüllung der Wartezeit und Vollendung des 60. Lebensjahres kann die 

Altersrente abweichend von Ziffer 2.21 bereits vor Vollendung des 65. Lebens-
jahres mit gekürzter Leistung abgerufen werden. Die Altersrente errechnet 
sich in diesem Fall durch Kürzung der bei Ausscheiden gemäß Ziffer 2.22 er-
worbenen Anwartschaft auf Altersrente. Das Nähere hinsichtlich der Kürzung 
regelt der von der Aufsichtsbehörde genehmigte Technische Geschäftsplan. 
Der jeweils maßgebliche Kürzungsfaktor wird dem Mitglied auf Antrag zuge-
sendet. 

 
2.25 Abweichend von Ziffer 2.21 kann auf Antrag der Beginn der Gewährung der Al-

tersrente auch auf einen späteren, vor Vollendung des 70. und nach Vollen-
dung des 65. Lebensjahres liegenden Zeitpunkt verlegt werden. Die Altersren-
te errechnet sich in diesem Fall durch Erhöhung der gemäß Ziffer 2.22 
erworbenen Anwartschaft auf Altersrente. Das Nähere hinsichtlich der Erhö-
hung regelt der von der Aufsichtsbehörde genehmigte Technische Geschäfts-
plan. Der jeweils maßgebliche Erhöhungsfaktor wird dem Mitglied auf Antrag 
zugesendet. 

 
2.26 Der Abruf der Kassenleistungen nach Ziffer 2.21, 2.24 und 2.25 hat spätestens 

einen Monat vor dem Monat zu erfolgen, in dem ihre Zahlung beginnen soll, 
und ist unwiderruflich ab einem Monat vor dem gewählten Auszahlungster-
min. 

 
2.27 Anstelle einer Altersrente wird auf Antrag des Mitglieds und des rentenbe-

rechtigten Ehegatten eine einmalige Kapitalzahlung gewährt. Voraussetzung 
ist, dass der Antrag mindestens drei Jahre vor Beginn der Altersrentenzah-
lung gestellt wird und das Kapitalwahlrecht nicht vor Ablauf von zwölf Jahren 
seit Begründung der ordentlichen Mitgliedschaft ausgeübt wird. Im Antrag ist 
der Zeitpunkt verbindlich anzugeben, an dem das Kapital ausgezahlt werden 
soll (Abrufdatum). Wird im Antrag kein Abrufdatum festgelegt, ist der Antrag 
nichtig. Die Höhe der Kapitalzahlung richtet sich nach versicherungstechni-
schen, von der Aufsichtsbehörde zu genehmigenden Grundsätzen. Mit der Ka-
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pitalzahlung werden auch etwaige Anwartschaften auf Ehegatten- und Wai-
senrente abgegolten. 

 
 Der Antrag auf Kapitalzahlung kann vom Mitglied und dessen versorgungsbe-

rechtigtem Ehegatten zugunsten der Gewährung einer Altersrente widerrufen 
werden, wenn der Altersrentenbeginn vor Ablauf von 3 Jahren ab Widerruf 
ausgeschlossen wird. Ein nochmaliger Antrag auf Kapitalzahlung ist danach 
nicht mehr möglich. 

 
 Die Pensionskasse ist berechtigt, ab Beginn der Rentenzahlung Ansprüche auf 

Alters-, Ehegatten- oder Waisenrente mit einem Monatsbetrag von bis zu 1 % 
der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
mit dem geschäftsplanmäßigen Deckungskapital abzufinden (Abfindung von 
Kleinstrenten. 

 
2.28 Werden Anrechte auf Kassenleistungen nach dem Rententarif durch eine 

rechtskräftige Entscheidung des Familiengerichts zum Versorgungsausgleich 
vermindert, ergibt sich die Höhe der Versorgungsleistungen insoweit aus den 
besonderen Bestimmungen zum Versorgungsausgleich in Ziffer 2.90 ff. 

 
2.30 Ehegattenrente 
 
2.31 Der Ehegatte eines verstorbenen Mitgliedes erhält nach Ablauf des Sterbemo-

nats des Mitgliedes eine Ehegattenrente in Höhe von 60 v.H. der zum Zeitpunkt 
des Todes nach Ziffer 2.22 oder 2.25 berechneten Altersrente; Ziffern 2.90 ff. 
bleiben unberührt. Bei der Berechnung der Ehegattenrente bleibt Ziffer 2.24 
außer Betracht. 
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2.32 Der Ehegatte eines verstorbenen Rentenempfängers erhält nach Ablauf des 
Sterbemonats des Rentenempfängers eine Ehegattenrente in Höhe von 60 v.H. 
der Altersrente, auf die der Rentenempfänger Anspruch hatte. 

 
2.33 Voraussetzung für den Anspruch auf Ehegattenrente ist, dass die Ehe mindes-

tens ein Jahr bestanden hat, vor dem Eintritt des Leistungsfalls geschlossen 
wurde und zum Zeitpunkt des Ablebens noch besteht. Der Vorstand kann in 
begründeten Fällen Ausnahmen zulassen. 

 
2.34 Die Ehegattenrente entfällt bei Wiederverheiratung. In diesem Falle erhält der 

Ehegatte eine Abfindung in Höhe des dreifachen Jahresbetrages der Ehegat-
tenrente. 

 
2.35 Die Bestimmungen für Ehegatten gelten entsprechend für Partner einer ein-

getragenen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes. 
Insoweit gelten als Ehegatte eines verstorbenen Mitglieds auch der überle-
bende eingetragene Lebenspartner eines verstorbenen Mitglieds, als Ehe 
auch eine eingetragene Lebenspartnerschaft; zudem entspricht die Wieder-
verheiratung der Begründung einer neuen Lebenspartnerschaft. 

 
2.40 Waisenrente 
 
2.41 Waisenrenten werden gewährt an Kinder verstorbener Mitglieder oder Ren-

tenempfänger. 
 
2.42 Die Waisenrente beträgt für jede Halbwaise 15 v.H., für jede Vollwaise 30 v.H. 

der Altersrente. Die Ziffern 2.31 und 2.32 gelten entsprechend. 
 
2.43 Ehegatten- und Waisenrente zusammen dürfen die Altersrente nicht überstei-

gen; gegebenenfalls sind sie anteilig zu kürzen. 
 
2.44 Die Zahlung der Waisenrente beginnt mit Ablauf des Sterbemonats des Mit-

gliedes oder des Rentenempfängers. Sie endet, wenn das Kind das 18. Le-
bensjahr vollendet hat oder wenn es stirbt. 
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2.45 Befindet sich das Kind in Schul- oder Berufsausbildung, wird die Waisenrente 
bis zu deren Beendigung, jedoch längstens bis zur Vollendung des 27. Lebens-
jahres gewährt. 

 
 Ist das Kind infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen außerstande, sich 

selbst zu unterhalten, wird die Waisenrente ohne zeitliche Begrenzung ge-
währt. 

 
2.50 Beginn und Ende der Kassenleistungen 
 
2.51 Die Zahlung der Rente beginnt mit dem Monat, der dem Eintritt des Versor-

gungsfalles folgt. Im Falle des Abrufes der gekürzten Leistung nach Ziffer 2.24 
oder der erhöhten Leistung nach Ziffer 2.25 beginnt die Rente mit dem im An-
trag bestimmten Zeitpunkt. 

 
 Das gilt für die Zahlung der Kapitalleistung entsprechend. 
 
2.52 Die Zahlung der Rente endet mit Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzun-

gen für den Bezug entfallen. 
 
2.53 Die Renten werden monatlich nachträglich gezahlt. 
 
2.60 Die Gewährung der Kassenleistungen setzt voraus, dass das Mitglied bzw. der 

Rentenberechtigte alle zur Berechnung der Renten, Kapitalleistungen bzw. 
der Deckungsrückstellung erforderlichen Auskünfte gegeben hat. 

 
2.70 Verpfändung, Abtretung und Beleihung 
 
2.71 Die Ansprüche auf Kassenleistungen können vom Rentenempfänger weder 

abgetreten, beliehen noch verpfändet werden. Dies gilt auch für Anwartschaf-
ten der Mitglieder. Dennoch erfolgte Verpfändungen, Abtretungen und Belei-
hungen sind der Kasse gegenüber unwirksam. 

 
 Dies gilt nicht im Fall eines schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs nach 

den jeweils maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften. In diesem Fall ist die Ab-
tretung der Kasse unverzüglich anzuzeigen. 
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2.80 Übernahme und Übertragung von Deckungsmitteln 
 
2.81 Auf Antrag eines ordentlichen Mitglieds kann der Vorstand mit einem ehema-

ligen Arbeitgeber des Mitglieds oder dessen Versorgungsträger die Übernah-
me von Deckungsmitteln vereinbaren, welche für das betreffende Mitglied bei 
diesem Arbeitgeber bzw. Versorgungsträger bestehen. Die Verrentung der 
übernommenen Deckungsmittel erfolgt im Zeitpunkt der Zahlung des Einmal-
beitrages nach Ziffer 2.22. Die Übernahme von Deckungsmitteln im Zusam-
menhang mit der Durchführung einer externen Teilung gemäß § 14 ff. 
VersAusglG ist ausgeschlossen. 

 
2.82 Auf Antrag eines außerordentlichen Mitglieds können die geschäftsplanmäßi-

gen Deckungsmittel für die erreichte Versorgungsanwartschaft auf einen neu-
en Arbeitgeber, bei dem das Mitglied beschäftigt ist, oder einen Versorgungs-
träger des neuen Arbeitgebers übertragen werden. Maßgebender Zeitpunkt 
für die Ermittlung der Deckungsmittel ist der Zeitpunkt der Übertragung. 

 
2.83 Als Arbeitgeber im Sinne der Ziffern 2.81 f gelten auch Auftraggeber, zu denen 

das Mitglied in einem Verhältnis der freien Mitarbeit steht bzw. gestanden hat. 
 
2.90 Besondere Bestimmungen zum Versorgungsausgleich 
 
2.91 Die Kasse teilt dem Familiengericht im Rahmen von Verfahren zum Versor-

gungsausgleich den gemäß §§ 45, 39 ff. VersAusglG ermittelten Ehe- bzw. Le-
benspartnerschaftszeitanteil des Anrechts in der Versicherung mit und unter-
breitet einen Vorschlag für die Bestimmung des Ausgleichswerts. Der Ehe- 
bzw. Lebenspartnerschaftszeitanteil des Anrechts in der Versicherung sowie 
der Ausgleichswert werden jeweils in Form eines Rentenbetrags mitgeteilt; 
für den Ausgleichswert wird zusätzlich ein Kapitalbetrag mitgeteilt, welcher 
dem korrespondierenden Kapitalwert gemäß § 47 VersAusglG entspricht. Die 
Berechnung des Ausgleichswerts erfolgt durch hälftige Teilung der für den 
Ehe- bzw. Lebenspartnerschaftszeitanteil gebildeten Deckungsmittel, die 
auch im Falle einer Übertragung gemäß Ziffer 2.82 Berücksichtigung fänden. 
Darüber hinaus werden dem Familiengericht noch die bei der internen Teilung 
gemäß §§ 10 ff. VersAusglG entstehenden kassenseitigen Kosten mitgeteilt. 
Das Nähere hinsichtlich der Ermittlung des Ehe- bzw. Lebenspartnerschafts-
zeitanteils des Anrechts, der im Rahmen der internen Teilung abzugsfähigen 
Kosten, des Ausgleichswerts sowie des korrespondierenden Kapitalwerts re-
gelt der genehmigte Technische Geschäftsplan. 



 Seite 31 | 33 

 

2.92 Wird ein Mitglied oder ehemaliges Mitglied geschieden oder dessen eingetra-
gene Lebenspartnerschaft aufgehoben und findet in Ansehung des gegenüber 
der Kasse bestehenden Anrechts nach dem Rententarif ein Versorgungsaus-
gleich nach dem VersAusglG statt, in dessen Rahmen das Mitglied bzw. ehe-
malige Mitglied hinsichtlich des Anrechts ausgleichspflichtig ist, finden die 
nachfolgenden Bestimmungen der Ziffern 2.93 f Anwendung. Dabei wird für 
den Fall, dass beide Ehegatten Mitglied der Kasse sind oder waren und für de-
ren ausgleichspflichtige Versicherungen dieselben Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen und Rechnungsgrundlagen gelten, im Rahmen der gesetz-
lichen Möglichkeiten eine Verrechnung der jeweiligen Ausgleichswerte 
vorgenommen und ein Ausgleich nurmehr in Höhe des verbleibenden Wertun-
terschieds durchgeführt. 

 
2.93 Die Kasse verweigert Vereinbarungen, welche die Ehegatten nach §§ 6 ff.  

VersAusglG bzw. die eingetragenen Lebenspartner nach § 7 LPartG über den 
Versorgungsausgleich treffen und die die Kasse als Versorgungsträger betref-
fen, ihre Zustimmung. Eine Durchführung des Versorgungsausgleichs nach 
Maßgabe der jeweils getroffenen Vereinbarung kommt damit nicht in Be-
tracht. Darüber hinaus ist auch die Durchführung des Versorgungsausgleichs 
im Wege einer externen Teilung gemäß § 14 ff. VersAusglG ausgeschlossen. 

 
2.94 Der Versorgungsausgleich findet – vorbehaltlich einer abweichenden rechts-

kräftigen Entscheidung des Familiengerichts zum Versorgungsausgleich – im 
Wege einer internen Teilung gemäß §§ 10 ff. VersAusglG nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen statt: 

 
 Für die ausgleichsberechtigte Person wird mit Wirkung zum Eintritt der 

Rechtskraft der Entscheidung des Familiengerichts eine außerordentliche 
Mitgliedschaft bei der Kasse begründet. Im Rahmen dieser Mitgliedschaft wird 
eine Versicherung in Höhe des rechtskräftig festgestellten Ausgleichswertes 
nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für den Lebenspartnertarif 
unter Berücksichtigung etwaig bereits ausgeübter Wahlrechte begründet. Ein 
Anspruch der ausgleichsberechtigten Person auf Auszahlung des korrespon-
dierenden Kapitalwerts besteht nicht. 
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 Für das ausgleichspflichtige Mitglied bzw. ehemalige Mitglied wird analog zur 
Berechnung des Ausgleichswerts das verbleibende ehe- bzw. lebenspartner-
schaftszeitliche Rentenanrecht unter Zugrundelegung des rechtskräftig fest-
gestellten und damit Teilungskosten im Sinne der Ziffer 2.91 berücksichtigen-
den Ausgleichswertes ermittelt. Dieses wird zu den außerhalb der Ehe- bzw. 
Lebenspartnerschaftszeit erworbenen Anrechten des ausgleichspflichtigen 
Mitglieds bzw. ehemaligen Mitglieds addiert. Die Summe dieser Anrechte ent-
spricht dem gekürzten, während der Mitgliedschaft erworbenen Anrecht. Die-
ses wird dem ausgleichspflichtigen Mitglied bzw. ehemaligen Mitglied mitge-
teilt. 

 
 Das Nähere regelt der genehmigte Technische Geschäftsplan. 
 
3.00 ÜBERGANGSREGELUNG UND WIRKUNG VON ÄNDERUNGEN DER ALLGE-

MEINEN VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN 
 
3.05 Die Vorschriften der Ziffern 2.24 und 2.25 gelten in ihrer bis einschließlich 

31.12.2003 geltenden Fassung unverändert fort, sofern die Mitgliedschaft zur 
Kasse durch den Eintritt eines Versorgungsfalles vor dem 1.1.2004 geendet 
hat.  

 
3.07 Tochtergesellschaften der Anstaltsmitglieder und Produktionsunternehmen 

nach Ziffer 2.12 der Satzung, die am 1. Juli 1988 bereits Mitglied der Pensi-
onskasse waren, unterliegen nur in dem gemäß Ziffer 1.10 festgelegten Um-
fang der Beitragspflicht, ohne dass es hierzu eines schriftlichen Antrags ge-
mäß Ziffer 1.10 Absatz 5 bedarf.  

 
 Tochtergesellschaften der Anstaltsmitglieder und Produktionsunternehmen 

können jedoch auch für solche von ihnen hergestellte Produktionen, die die in 
Ziffer 1.10 Absatz 4 geregelten Voraussetzungen für die Beitragspflicht einer 
Produktion nicht erfüllen, Beiträge leisten.  

 
3.10 Änderungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die die Ziffern 1.10 

bis 2.94 betreffen, haben auch Wirkung auf bestehende Versicherungsverhält-
nisse. Eine Änderung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen zum Nach-
teil der ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder hinsichtlich erworbe-
ner Anwartschaftsrechte setzt voraus, dass die dauernde Erfüllbarkeit der 
Versorgungsleistungen nicht mehr gewährleistet ist. Die Änderung der Versi-
cherungsbedingungen erfolgt in dem Umfang, der zur Vermeidung einer län-
gerfristigen Defizitentwicklung erforderlich ist. 
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3.20 Diese Allgemeinen Versicherungsbedingungen treten am 17.08.2016 nach Ge-
nehmigung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht in Kraft. Sie 
treten anstelle der bisherigen Allgemeinen Versicherungsbedingungen ein-
schließlich deren Nachträge und Änderungen.  

  
 Letzte Änderung genehmigt durch Verfügung der Bundesanstalt für Finanz-

dienstleistungsaufsicht vom 17. August 2016, Geschäftszeichen: 
 13 – I 5003 – 2225 – 2016/0005.. 
 


